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Merkblatt 
zum Förderprogramm „Ausbildung“ (A)1 

 
hinsichtlich Unternehmen in Schwierigkeiten 

 
Beihilfen für Unternehmen in Schwierigkeiten werden anhand der Leitlinien der EU-
Kommission2 gewürdigt. Um eine Umgehung zu verhindern, regelt die für die Zuwendungen 
im Förderprogramm „Ausbildung“ maßgebliche Allgemeine 
Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO)3, dass diese nicht für Unternehmen in 
Schwierigkeiten gilt.  
Eine Zuwendung im Förderprogramm „Ausbildung“ kann demnach an kein Unternehmen 
in Schwierigkeiten erfolgen.  
Im Sinne der Leitlinien der EU-Kommission befindet sich ein Unternehmen in 
Schwierigkeiten, wenn es auf kurze oder mittlere Sicht so gut wie sicher zur Einstellung 
seiner Geschäftstätigkeiten gezwungen sein wird, wenn der Staat nicht eingreift. 
 
Das ist dann der Fall, wenn mindestens eine der folgenden fünf Voraussetzungen, die sich 
aus der AGVO ergeben, erfüllt ist: 
 

a) Im Falle von Gesellschaften mit beschränkter Haftung  

(ausgenommen Kleinst-, kleine und mittlere Unternehmen (KMU)4, die noch keine drei 

Jahre bestehen, und — in Bezug auf Risikofinanzierungsbeihilfen — KMU in den sieben 

Jahren nach ihrem ersten kommerziellen Verkauf, die nach einer Due-Diligence-Prüfung 

durch den ausgewählten Finanzintermediär für Risikofinanzierungen in Frage kommen): 

Mehr als die Hälfte des gezeichneten Stammkapitals ist infolge aufgelaufener Verluste 
verlorengegangen. Dies ist der Fall, wenn sich nach Abzug der aufgelaufenen Verluste von 
den Rücklagen (und allen sonstigen Elementen, die im allgemeinen den Eigenmitteln des 
Unternehmens zugerechnet werden), ein negativer kumulativer Betrag ergibt, der mehr als 
der Hälfte des gekennzeichneten Stammkapitals entspricht. Für die Zwecke dieser 
Bestimmung bezieht sich der Begriff „Gesellschaft mit beschränkter Haftung“ insbesondere 

                                                        
1 nach der Richtlinie über die Förderung von betrieblichen Ausbildungsverhältnissen zum 

Berufskraftfahrer oder zur Berufskraftfahrerin in Unternehmen des Güterkraftverkehrs mit schweren 
Nutzfahrzeugen vom 05. Januar 2016 in der Fassung der Zweiten Änderung vom 12. März 2024 
(nachfolgend Richtlinie „Ausbildung“) 

2 Leitlinien für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung nichtfinanzieller Unternehmen in 
Schwierigkeiten (Amtsblatt der EU Nr. C 249 vom 31.07.2014) 

3 Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Europäischen Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der 
Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 
und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. L 187 vom 26.6.2014, S. 1, in der 
Fassung der Verordnung (EU) 2023/1315 vom 23. Juni 2023, ABl. L 167 vom 30.6.2023, S. 1) – Allgemeine 
Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) 

4 siehe Merkblatt KMU Ausbildung 
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auf die in Anhang I der Richtlinie 2013/34/EU5 genannten Arten von Unternehmen und der 
Begriff „Stammkapital“ umfasst gegebenenfalls alle Agios.  
 

b) Im Falle von Gesellschaften, bei denen zumindest einige Gesellschafter/ 

Gesellschafterinnen unbeschränkt für die Schulden der Gesellschaft haften  

(ausgenommen KMU, die noch keine drei Jahre bestehen, und — in Bezug auf 

Risikofinanzierungsbeihilfen — KMU in den sieben Jahren nach ihrem ersten 

kommerziellen Verkauf, die nach einer Due-Diligence-Prüfung durch den ausgewählten 

Finanzintermediär für Risikofinanzierungen in Frage kommen): 

Mehr als die Hälfte der in den Geschäftsbüchern ausgewiesenen Eigenmittel ist infolge 
aufgelaufener Verluste verlorengegangen. Für die Zwecke dieser Bestimmung bezieht sich 
der Begriff „Gesellschaften, bei denen zumindest einige Gesellschafter/Gesellschafterinnen 
unbeschränkt für die Schulden der Gesellschaft haften“ insbesondere auf die in Anhang II 
der Richtlinie 2013/34/EU6 genannten Arten von Unternehmen.  
 

c) Das Unternehmen ist Gegenstand eines Insolvenzverfahrens oder erfüllt die im 

innerstaatlichen Recht vorgesehenen Voraussetzungen für die Eröffnung eines 

Insolvenzverfahrens auf Antrag seiner Gläubiger/Gläubigerinnen.  

 
d) Das Unternehmen hat eine Rettungsbeihilfe erhalten und der Kredit wurde noch nicht 

zurückgezahlt oder die Garantie ist noch nicht erloschen beziehungsweise das 

Unternehmen hat eine Umstrukturierungsbeihilfe erhalten und unterliegt immer noch 

einem Umstrukturierungsplan.  
 

e) Im Falle eines Unternehmens, das kein KMU ist:  

In den letzten beiden Jahren 
• betrug der buchwertbasierte Verschuldungsgrad des Unternehmens mehr als 7,5 und 
• das anhand des EBITDA berechnete Zinsdeckungsverhältnis des Unternehmens lag unter 

1,0.  

 
 
Die entsprechenden Verordnungen etc. finden Sie auf der Internetseite des Bundesamtes für 
Güterverkehr unter www.balm.bund.de. 

                                                        
5 Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den 

Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss und damit verbundene Berichte von Unternehmen 
bestimmter Rechtsformen und zur Änderung der Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates 

6 siehe Fußnote 5 


